Vorstands-/Geschiiftsfiihrerhaftung fiir KartelibuBgelder und Anwaltskesten

Eines der wichtigsten Themen der Haftung von Organen
einer Aktiengesellschaft oder z.B. auch einer GmbH ist
zur Zeit offen und stark umstritten. Es geht um die Haf-
tung verantwortlicher Vorstdnde oder Geschéftsfiihrer fiir
Kartellbugelder und im Zusammenhang mit Kartellen
aufgewendete Rechtsanwaltskosten und die Frage, ob die-
se personlich von den Organen der betroffenen Gesell-
schaft zu tragen sind. Die derzeit spezifisch auf das Kar-
tellrecht gefiihrte Diskussion hat dariiber hinaus
Bedeutung fiir die Haftung von Vorstéinden einer Aktien-
gesellschaft und Geschiéftsfithrern einer GmbH insgesamt.
Eine Entscheidung des Landgerichts Saarbriicken vom
15.09.2020, hat hierbei Aufsehen erregt. Die Entscheidung
liegt nunmehr mit Begriindung vor.

Viele Kommentatoren dieser sog. ,,Villeroy & Boch-
Entscheidung® nutzten die Bekanntgabe des Urteils, um
Ihre Positionierung o&ffentlichkeitswirksam darzulegen,
nach der Organe fiir Buligelder aus Kartellrechtsver-
fahren ebenso wenig haften wie fiir die Kosten der damit
in Zusammenhang stehenden Aufkliarung, insbesondere
Anwaltskosten.

Diese Kommentierungen der Entscheidung, die zu einem
Zeitpunkt erfolgte, als deren vollstindige Begriindung
noch nicht veroffentlicht war, erweist sich als vorschnell.

Entscheidung

In der Sache hat die Entscheidung des Landgerichts Saar-
briicken - 7 HKO 6/16 - folgenden Sachverhalt zum Ge-
genstand:

Die Klégerin ist eine borsennotierte Aktiengesellschaft,
der Beklagte deren ehemaliges Vorstandsmitglied. Die
Parteien streiten um Regress- und Schadensersatzansprii-
che der Klédgerin und mehrere ihrer Tochtergesellschaften
in Bezug auf ein Kartellverfahren der europédischen Kom-
mission, in dem die Klagerin wegen Kartellverstoflen in
der Zeit von Oktober 1994 bis November 2004 durch die
europdische Kommission erheblich bebufit wurde. Zudem
wandte die Kldgerin im Verfahren vor der Europiischen
Kommission sowie spéter vor dem Gerichtshof der euro-
pdischen Union Mittel fiir Anwaltskosten auf.

Die Klagerin ist der Auffassung, dass der Beklagte als ihr
Vorstandsvorsitzender in der Zeit vom Oktober 1994 bis
Dezember 1997 Préventions- und Aufsichtspflichten ver-
letzt hat. Der Vorstandsvorsitzende solle daher anteilig
(zeitratierlich) fiir die KartellbuBBe (insgesamt 71 Mio €)
und die Anwaltskosten (ca 3,3 Mio €) haften. In der bei

der Kligerin geltenden Geschiftsordnung besteht die
Pflicht des Vorstandsvorsitzenden, sich innerhalb der
Gruppe der Klagerin direkt zu informieren. Durch die An-
zeige eines Kronzeugen leitete die europdische Kommis-
sion im Jahre 2004 Ermittlungen im Zusammenhang mit
angenommen Kartellrechtsverstoflen von Badarmaturen-
herstellern in einigen europdischen Léndern ein. Im Jahr
2010 hat die europdische Kommission einen Beschluss
veréffentlicht, der kartellrechtswidriges Verhalten der
Klagerin und benannter Tochtergesellschaften in Form
einer einzigen, fortdauernden und komplexen Zuwider-
handlung gegen Artikel 101 AEUV wiéhrend des Zeit-
raums vom 12.10.1994 bis zum 09.11.2004 feststellte.

Die Klagerin ist der Ansicht, dass KartellbuBen und An-
waltskosten, die bereits gezahlt wurden, grundsétzlich bei
den verantwortlichen Organen regressierbar seien. Sie
erblickt in Geldbulen und Anwaltskosten kausale Sché-
den, die durch eine ordnungsgemiBe Ausiibung der Uber-
wachungspflichten des Vorstandsvorsitzenden verhindert
worden wiren. Hétte der Vorstandsvorsitzende ein System
zur ordnungsgemifBen Belehrung der Mitarbeiter {iber das
Kartellrecht geschaffen, hitten sie nicht an Kartellabreden
teilgenommen.

Die Klédgerin hat sodann zeitratierlich das BuBlgeld sowie
die Rechtsanwaltskosten auf die Amtszeit des Vorstands-
vorsitzenden aufgeteilt und entsprechend Klage erhoben.
Diese wurde voll umfanglich durch das Landgericht Saar-
briicken mit Urteil vom 15.09.2020 zuriickgewiesen.

Anders als viele schnell verfasste Kommentare nach Ver-
offentlichung des Urteilstenors jedoch glauben lieBen, hat
sich das Landgericht Saarbriicken mit der entscheidenden
Frage der Haftung von Organmitgliedern fiir Kartellbuflen
und in diesem Zusammenhang aufgewendete Rechtsan-
waltskosten nicht in der Sache streiterheblich geéduflert.
Die Schadensersatzklagen wurden letztlich wegen Verjéh-
rung abgewiesen.

Das Landgericht Saarbriicken weist darauf hin, dass gem.
§ 93 Abs. 6 AktG eine taggenaue 5 - Jahres-Frist (bei
nicht bdrsennotierten Unternehmen) gilt, nach deren Ab-
lauf siamtliche Schadensersatzanspriiche gegeniiber Vor-
standsmitgliedern einer Aktiengesellschaft verjdhrt sind.
Der Verjahrungsbeginn tritt dabei dann ein, sobald ein
Anspruch der Kldgerin entstanden ist. Die Verjahrungsfrist
beginnt gem. § 198 BGB mit der Entstehung des Scha-
densersatzanspruchs. Entstanden ist der Anspruch, sobald
ein Schaden eingetreten und klageweise — zumindest mit
einer Feststellungsklage — hétte geltend gemacht werden
konnen. Die Entstehung eines Schadensersatzanspruches
ist dann zu bejahen, wenn der Schaden wenigstens dem
Grunde nach erwachsen, ferner wenn durch die Verlet-
zungshandlung eine als Schaden anzusehende Verschlech-



terung der Vermogenslage eingetreten ist, ohne dass fest-
stehen muss, ob ein Schaden bestehen bleibt oder endgiil-
tig wird..

Die Verjdhrung beginnt folglich zu laufen, sobald ein ers-
ter Teilschaden eintritt, der sich bilanziell auswirkt. Auf
eine Kenntnis der Geschidigten kommt es hierbei
nicht an. § 93 Abs. 6 AktG hat eine kenntnisunabhiin-
gige Verjihrung zum Gegenstand.

Im vorliegenden Fall wurde mehr als fiinf Jahre vor Kla-
geerhebung gegeniiber den Vorstandsmitgliedern eine
Anwiltin beauftragt, zum Auskunftsersuchen der EU-
Kommission Stellung zu nehmen. Dieser Schaden, der
auch spéter regressiert werden sollte, ist ein ,,Teilschaden*
im Sinne des Verjahrungsrechts, sodass der Schadenser-
satzanspruch insgesamt verjdhrt ist.

Zu der derzeit so kontrovers diskutierten Frage, ob Kar-
tellbuBBen einen Schaden im Sinne des § 93 AktG, 249
BGB darstellen, duBert sich das Landgericht Saarbriicken
nur am Rande.

Das Landgericht fiihrt aus, dass Kartellverstof3e dem Un-
ternechmen im Sinne des ArtS 101 AEUV zugerechnet
werden und Vorstinde nicht Betroffene im Sinne des Art.
101 AEUV sind Das Landgericht Saarbriicken betont in
seiner fiir die Entscheidungsfindung nicht maBgeblichen
Aussage lediglich, dass ein Regress aus der Kartellbu3e
den ,,niitzlichen Effekt* (effet utile) der Artikel 101, 105
AEUYV verletzen wiirde. Eine Regressierbarkeit von Kar-
tellbuen wiirde einem Unternehmen das abschreckende
Element einer KartellbuBe nehmen. Eine weitere Ausei-
nandersetzung mit dem deutschen Schadensbegriff ent-
hilt das Urteil des Landgerichts Saarbriicken nicht.

Es ist bedauerlich, dass vorschnelle Kommentierungen
von Urteilen zu einer Verzerrung der Wahrnehmung der
Rechtswirklichkeit fithren.

Das vom Landgericht Saarbriicken behandelte Thema ist
eines der aktuellsten Themen in der Organhaftung und
auch unsere Kanzlei steht bei der Klarung dieser Rechts-
frage an vorderster Stelle. Organhaftungsverfahren unter-
schiedlichster Auspridgung werden von uns betreut und die
Kanzlei verfiigt iiber iiberdurchschnittliche Erfahrung in
Vorstandshaftungsprozessen.

Ein Schadensersatzanspruch gegeniiber einem Organ
setzt immer voraus, dass durch pflichtwidriges Verhalten
kausal ein Schaden entstanden ist. Der Pflichtenkreis ei-
nes Organs ergibt sich aus dem Gesetz (z.B. AktG oder-
GmbHG, der in § 93 AktG fundiert beschriecbenen Busi-
ness Judgement Rule und dem Dienst- und
Anstellungsvertrag selbst.

Die Organe einer Kapitalgesellschaft haften der Gesell-
schaft gegeniiber personlich fiir ein ordnungsgeméfies
Compliance-System in dem verhindert werden soll, dass
Mitarbeiter eines Unternehmens sich kartellrechtswidrig

verhalten. Selbstverstindlich sind diese Erwédgungen auch
auf andere haftungstrichtige Themenfelder, insbesondere
Datenschutzfragen, andere Wettbewerbsfragen, Fragen des
Gesundheitsschutzes und der Fiirsorgepflicht am Arbeits-
platz auszudehnen.

Hierbei ist zu beachten, dass jede einem Unternechmen
gegeniiber verhdngte GeldbuBle nach einfacher schadens-
rechtlicher Dogmatik einem Schaden im Sinne der §§ 249
ff. BGB darstellt.

Die Erwdgungen des Landgerichts Saarbriicken, auf die es
in der Sache streiterheblich nicht ankommt, zeigen auf,
dass an vielen Stellen der Rechtspflege Bedenken dahin-
gehend bestehen, dass die normale schadensrechtliche
Dogmatik in Fragen der Vorstandshaftung angewendet
werden soll. Diese Bedenken sind jedoch in erster Linie
rechtspolitischer Natur und beruhen nicht auf einer gesetz-
lichen Grundlage. Das Landgericht Saarbriicken setzt sich
in keinster Weise mit der deutschen Zivilrechtsdogmatik
auseinander. Dies wire jedoch erforderlich gewesen, wenn
es gilt, einen Schadensersatzanspruch zu beurteilen, der
auf deutschem AktG beruht. Das Landgericht Saarbriicken
setzt sich gerade nicht damit auseinander, dass auch Orga-
ne zivilrechtliche Pflichten gegeniiber dem Unternehmen
haben, welches sie vertreten. Diese Frage gilt es prozess-
sicher zu beurteilen. Der ,.effet utile beschreibt nur den
Grundsatz, eine Norm so auszulegen, dass das Vertragsziel
am besten erreicht werden kann. Bevor der Art. 101
AEUV in diesem Sinne ausgelegt werden kann, sind je-
doch die Grundsétze deutschen Schadensersatzrechts zu
priifen. Hier drohen die Risiken fiir die Organe eine Ge-
sellschaft:

Dr. Knut Miiller
Rechtsanwalt

Fachanwalt fiir Arbeitsrecht, Fachanwalt fiir Sozialrecht

dkm Rechtsanwilte. Kanzlei fiir Arbeitsrecht.

Wolfratshauser Strae 50 | 81379 Miinchen
Tel.: +49 89 242166-0

E-Mail: buero@dkm-rechtsanwaelte.de

Site: www.dkm-rechtsanwaelte.de


mailto:buero@dkm-rechtsanwaelte.de
http://www.dkm-rechtsanwaelte.de/

	Vorstands-/Geschäftsführerhaftung für Kartellbußgelder und Anwaltskosten
	Einleitung
	Entscheidung
	Bewertung


